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Antwort der SOG zur Vernehmlassung zur 

Sicherheitspolitischen Strategie 2026 

 
Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Vielen Dank für die Möglichkeit, uns zur Sicherheitspolitischen Strategie 2026 äussern zu 
dürfen. Gerne nehmen wir nach Konsultation unserer Sektionen wie folgt Stellung. 

Die Schweizerische Offiziersgesellschaft (SOG) begrüsst die Erarbeitung der Sicherheits-
politischen Strategie 2026 ausdrücklich – vielleicht die erste Strategie in diesem Bereich 
seit sehr langer Zeit. Aus der Sicht der SOG ist der Bericht gut strukturiert und mit grosser 
Sorgfalt erarbeitet. Der Bundesrat legt darin eine sicherheitspolitische Lagebeurteilung vor, 
welche der aktuellen Bedrohungslage in Europa und darüber hinaus sachlich, realistisch 
und ohne Beschönigung Rechnung trägt. Sie zeigt die sich daraus ergebenden Konse-
quenzen für die Schweiz und unsere Armee auf.   
 
Die Strategie bestätigt zentrale sicherheitspolitische Einschätzungen, welche die SOG seit 
Jahren vertritt. Gleichzeitig hält die SOG aber fest, dass zwischen Analyse und politischer 
Konsequenz weiterhin eine erhebliche Lücke besteht und uns die Sicherheitspolitische 
Strategie 2026 deshalb letztlich nicht zu überzeugen vermag. Gerne geben wir zu einzel-
nen Teilen des Strategiepapiers die nachfolgenden Hinweise. 

Zur Lagebeurteilung: Erkenntnisse müssen Konsequenzen haben  

Die SOG teilt die Lagebeurteilung des Bundesrats mehrheitlich. Allerdings vermisst sie die 
Auseinandersetzung und eine Folgenanalyse in Bezug auf die sicherheitspolitisch grössten 
Risiken für die Schweiz, nämlich einerseits die sinkende Kohäsion Europas, den Zerfall der 
internationalen Rechtsordnung (UNO) und der europäischen Sicherheitsarchitektur (NATO, 
EU), und andererseits kriegerische Ereignisse in Europa auch unter möglichem Einsatz 
von Nuklearwaffen. Und vielleicht noch wichtiger: Die sehr viel kürzeren Vorwarnzeiten jeg-
licher Angriffe gegen die Schweiz, wobei sich ein solcher nicht unbedingt auf die Schweiz 
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als Staat beziehen muss, sondern – in Anbetracht der international wichtigen Infrastruktu-
ren (Elektrizität, Zahlungsverkehr, Transversalen, usw.) – auch im gesamteuropäischen 
Kontext betrachtet werden muss.  
 
Die Schweiz profitierte in den letzten Jahrzehnten vom indirekten Schutz ihrer Nachbarn 
und der NATO. Dies ist für die Zukunft nicht mehr garantiert, weil die NATO wie auch 
Nachbarstaaten selbst zur Erkenntnis gelangt sind, dass sie über unzureichende Fähigkei-
ten und Mittel verfügen. Gegen hybride und indirekte, getarnte Aktionen, gegen Cyberan-
griffe und Terror wie auch Angriffe aus der Luft über grössere Distanzen ist die Neutralität 
in sich selbst kein Garant, nicht in einen Konflikt hineingezogen zu werden oder gar Ziel ei-
nes Aggressors zu sein. Die zentrale Lage der Schweiz in Europa, die international bedeut-
samen Infrastrukturen und die internationale Vernetzung der Wirtschaft sind nicht nur Vor-
teile, sondern auch wesentliche Gründe der vorhandenen Verwundbarkeit. Zudem haben 
sich aufgrund technologischer Entwicklungen die Handlungsmöglichkeiten von potenziellen 
Aggressoren erweitert: Sie können die Schweiz aus grosser Distanz und auch mehr oder 
weniger unerwartet bedrohen. Andererseits findet die Dissuasion in der beschränkten Ge-
genschlagfähigkeit der Schweiz auf grosse Distanz ihre Grenze. 
 
Die explizite Benennung von Russlands Machtpolitik als militärische Bedrohung für Europa, 
die realistische Einschätzung hybrider Konfliktführung sowie der Hinweis auf ein mögliches 
sicherheitspolitisch kritisches Zeitfenster ab etwa 2028 entsprechen der Beurteilung der 
SOG. Allerdings ist diese bestimmende Lageentwicklungsmöglichkeit aus Sicht der SOG 
noch unzureichend ausformuliert: Was würde ein Krieg zwischen Russland und den NATO-
Staaten konkret für die Schweiz bedeuten? 
 
Dabei sind aus Sicht der SOG die Erkenntnisse entscheidend, dass  
 
• die Vorwarnzeiten kürzer werden;  
• die Eskalationen schneller, ohne Hemmungen und ohne Rücksicht auf internationales 

Recht und mit konventionellen wie hybriden Mitteln erfolgen;  
• die Ausbildung vom Kompetenzerhalt bis zur Verteidigungsfähigkeit und die dazu not-

endige Beschaffungen von Material und Munition Jahre betragen werden. 

Aus dieser Lagebeurteilung sind Konsequenzen für die Sicherheitspolitik abzuleiten. Die 
politische Führung und die Wirtschaft haben von den Ersparnissen und Reduktionen bei 
den militärischen Ausgaben seit den 1990er Jahren profitiert. Jetzt muss die Politik die Ver-
antwortung übernehmen und die Gesellschaft die Folgen tragen. Die entstandenen Fähig-
keitslücken müssen rasch wieder gutgemacht werden, und dies so rasch, dass die Schweiz 
über wirksame Mittel zur Abwehr von Bedrohungen im sicherheitspolitisch heiklen Zeitfens-
ter ab 2028 verfügt. Genau dafür bietet die Sicherheitspolitische Strategie 2026 aber keine 
Grundlage. 

Resilienz ist wichtig, aber kein Ersatz für Verteidigung  

Resilienz ist einerseits die psychische Widerstandskraft, Krisen zu bewältigen und sie als 
Entwicklungschance zu nutzen und andererseits die Fähigkeit, einen Schock ohne 
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dauerhafte Beeinträchtigung zu überstehen, d.h. rasch danach wieder in den Normalbe-
trieb übergehen zu können.  
 
Die SOG unterstützt die Stärkung der Resilienz und die aufgezeigten Massnahmen. Die 
SOG sieht in der Sicherheitspolitischen Strategie aber keine Hinweise, wie Antizipation, Ri-
sikomanagement, Kriegsverhinderung oder die Abhaltewirkung dazu verbessert werden 
sollen.  
 
Zivile Krisenvorsorge, Cyberabwehr und gesellschaftliche Resilienz können eine unzu-
reichend ausgerüstete Armee nicht ersetzen und dürfen weder politisch noch finanziell ge-
gen die Armee ausgespielt werden. Die Resilienz ist aus Sicht der SOG komplementär zur 
Verteidigungsfähigkeit der Armee zu verstehen. Dissuasion durch Verteidigungsfähigkeit 
bleibt aber der zentrale sicherheitspolitische Pfeiler der Schweiz. Dabei spielt die Armee 
die zentrale Rolle.  
Es wird in der Strategie leider darauf verzichtet, Erwartungen an die Resilienz der sicher-
heitspolitischen Behörden und Institutionen zur inneren Sicherheit auf kantonaler Stufe zu 
formulieren (Ziel 7 "Robuste innere Sicherheit"). Im Unterschied dazu werden beim Ziel 8 
"Leistungsfähiger Bevölkerungsschutz für Bedrohungen und Gefahren" die Sicherheitsor-
gane auf Stufe der Kantone und Gemeinden direkt adressiert (Zivilschutz, Polizei, Feuer-
wehr, Gesundheitswesen und technische Betriebe). Die SOG würde es begrüssen, wenn 
im Sinn des umfassenden Ansatzes der Bund auch Erwartungen an die Kantone/Gemein-
den bezüglich der inneren Sicherheit formulieren würde, weil gerade hier viele Schnittstel-
len zur Armee bestehen, beispielsweise wenn diese die zivilen Behörden im Assistenz-
dienst unterstützt.  

Umsatz einer umfassenden Sicherheitspolitik im föderalen System der Schweiz 

Die SOG begrüsst den in der Strategie aufgezeigten Ansatz der umfassenden Sicherheit, 
welcher dem Konzept der Gesamtverteidigung von 1973 nahekommt. Allerdings bleiben 
die Hinweise betreffend die organisatorische Umsetzung noch zu wenig differenziert.  
 
Unserer Ansicht nach ist das Staatssekretariat für Sicherheitspolitik (SEPOS) dazu prädes-
tiniert, die interdepartementale Verantwortung für die Umsetzung und das Controlling der 
umfassenden Sicherheitspolitik zu übernehmen. Die SOG zweifelt aber daran, dass eine 
reine Koordinationsrolle ausreichend ist, um eine zielgerichtete und rasche Umsetzung der 
Strategie sicherzustellen und Prioritäten zu setzen. Es ist zu befürchten, dass sich die Stra-
tegieumsetzung in den Ineffizienzen von Zuständigkeitsdiskussionen in der Bundesverwal-
tung verlieren wird. Zudem dürfte die übergeordnete Steuerung auf Bundesebene in den 
Kompetenzen der Kantone ihre Grenze finden. Schliesslich sieht die SOG auch beim Si-
cherheitsausschuss des Bundesrates eine aktive Rolle und Verantwortung für die Strate-
gieumsetzung. Wirkungsvolle Instrumente des Sicherheitsausschusses und des SEPOS 
zur Umsetzung der Strategie sind nachgelagert zu detaillieren. 
 
Der Einbezug der Kantone und die Verbundlogik der föderalen Ebenen ist aus der Sicht 
der SOG unzureichend behandelt. Die SOG empfiehlt, dass die Rollen-, Fähigkeits- und 
Kompetenzaufteilung zwischen Bund und Kantonen konkretisiert wird, sei es in der 
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Strategie selbst oder nachgelagert. Dies würde die operative Wirksamkeit der Strategie er-
höhen. Dazu sind Bedeutung und Rolle des Sicherheitsverbundes Schweiz (SVS) als föde-
rale Koordinations- und Drehscheibe für die Umsetzung der Sicherheitspolitischen Strate-
gie deutlicher darzustellen.  
 
Klärungsbedarf sieht die SOG vor allem in der Kompetenz- und Führungslogik bei hybriden 
Bedrohungen. Dies gilt aber nicht nur in Bezug auf die Ebenen Bund/Kantone/Gemeinden, 
sondern ebenso in Bezug auf die Operationsdomänen der Armee (Luft, Boden, Cyber und 
Elektromagnetischer Raum, Maritimer Raum, Informations- und Weltraum). Eine Bedro-
hungslage muss nicht für das ganze Land gelten und nicht für alle Operationsdomänen im 
gleichen Umfang. Wie damit umgegangen wird, lässt die Strategie offen. 

Dissuasion als Maxime der Sicherheitspolitischen Strategie 

Die Dissuasion wird in der Strategie zwar erwähnt, als sicherheitspolitische Maxime der 
Schweiz wird ihr aber verhältnismässig wenig Platz eingeräumt, wenn es beispielsweise 
darum geht, die Dissuasion im Fall von hybriden Bedrohungen zu erläutern. Dazu muss 
auch die hybride Bedrohung definiert werden. Um dissuasive Wirkung zu erzielen, müssen 
auf hybride Angriffe effektive Abwehrmassnahmen und Gegenschläge erfolgen können, 
und zwar auch dann, wenn sich nicht die ganze Armee im Verteidigungsfall befindet. Auf-
grund der aktuellen Bedrohung und der wahrscheinlichen Entwicklungsszenarien ist das 
Thema im Rahmen der Strategieumsetzung zusammen mit den Kantonen und unter Einbe-
zug der Armee und weiterer relevanter Bundesbehörden zeitnah in einer Verteidigungsstra-
tegie zu detaillieren. Insbesondere in Bezug auf die Abwehr von Drohnen (auch Kleinst-
drohnen) herrscht heute akuter Handlungsbedarf der zeitnah geregelt werden muss. 

Die Armee muss eine nachhaltige Verteidigungsfähigkeit erlangen  

Die Armee muss fokussiert auf den Verteidigungsfall ausgerichtet werden. Dabei ist es 
aber nicht ausreichend, nur "verteidigungsfähig" zu sein, wie es in Ziel 9 "Verteidigungsbe-
reite Armee" formuliert ist. In Anbetracht der erwähnten Gegenschlagfähigkeit muss das 
Ziel der Armeeentwicklung in einer nachhaltigen Kriegs- und Verteidigungsfähigkeit unse-
rer Truppen liegen, bei dem sie siegreich aus einem Gefecht hervorgehen können. Die 
SOG vermisst in der Sicherheitspolitischen Strategie formulierte Erwartungen an die Vertei-
digungsfähigkeit. Es ist lediglich davon die Rede, dass sich die Schweiz "so gut wie mög-
lich" und "so lange wie möglich" selbständig verteidigen können soll. Dies ist ein unzu-
reichendes Ambitionsniveau für eine Sicherheitspolitische Strategie, welche auf die Vertei-
digung der Bevölkerung und den Erhalt der Schweiz ausgerichtet sein muss. Mit Blick auf 
die Bedrohung durch Angriffe aus grosser Distanz müsste die Schweiz auch über Kapazi-
täten verfügen, um gegen solche Ziele in mehreren hundert oder tausenden von Kilome-
tern wirken zu können, allein oder in Kooperation. 
 
Bezüglich der internationalen Kooperation stellt sich ernsthaft die Frage, ob die Schweiz 
aus Sicht der in Frage kommenden Militärbündnisse und Länder ein geeigneter Kooperati-
onspartner ist, wenn sie 3-5% ihres BIP in die Sicherheit investiert haben und die Schweiz 
bisher weiter unter und später gerade mal 1% des BIP.  
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Die Neutralität behindert potenziell die internationale Kooperation. Geht einem politisch an-
erkannten Verteidigungsfall, bei dem die Neutralität wegfällt, eine längere Periode eines 
hybriden Konflikts mit punktuellen Angriffen aus der Luft und einigen Terroranschlägen vo-
raus, ohne dass die ganze Schweiz davon direkt betroffen ist, wären die Mittel zur Be-
kämpfung von Bedrohungen aus der Luft (BODLUV, Flugwaffe) der Schweizer Armee un-
ter Umständen ausgeschossen, bevor eine internationale Kooperation mit einem Nachbarn 
oder einem Militärbündnis politisch überhaupt möglich wird. Auch hier stellt sich die SOG 
die Frage, ob eine mit so geringen Munitionsvorräten ausgestattete Armee überhaupt 
bündnisfähig ist. In der Strategie der internationalen Kooperation erkennt die SOG auf-
grund der grossen Fähigkeits- und Kapazitätslücken unserer Armee aktuell keine Strategie 
zur Erhöhung der Durchhaltefähigkeit, eher Ansätze zur Selbstaufgabe. 
 
Die Sicherheitspolitische Strategie fordert mit der Massnahme 34 eine rasche Schliessung 
ihrer kritischen Fähigkeits-, Ausrüstungs- und Bewaffnungslücken. Mit der Forderung einer 
höheren Durchhaltefähigkeit nimmt die Strategie die Armee in die Pflicht und nennt die Auf-
stockung von Munition und Ersatzteilen sowie konsolidierte Versorgungsketten und eine 
gute Zusammenarbeit mit den zivilen Behörden. Die Armee selbst kann aber nur im Rah-
men der ihr vom Parlament zugesprochenen finanziellen Mittel Prioritäten setzen. Zudem 
werden Bestände und das Wehrpflichtmodell in der Strategie hier völlig ausgeblendet. 
 
Die SOG stellt eine grosse Diskrepanz zwischen der Dynamik der Bedrohungslage und der 
Verteidigungsplanung in der Schweiz fest. Der Weg zur Schliessung der Fähigkeitslücken 
ist lang und nur teilweise möglich (bis heute wurde ja lediglich daran gedacht, bis Ende der 
2030er Jahre 1/3 der Armee vollständig auszurüsten) – in Anbetracht der Bedrohung, wie 
sie in der Strategie dargelegt wird, ist dies völlig unzureichend und geht deutlich zu lang. 
Wie das Dilemma auf der Zeitachse gelöst werden soll oder welches der Alternativplan ist, 
darüber finden sich in der Strategie keine Anhaltspunkte. Es fehlen auch konkrete Absich-
ten zur finanziellen Schwergewichtsbildung für den Bund. Im Ergebnis kommt die SOG 
deshalb zum Schluss, dass die vorliegende Sicherheitspolitische Strategie in Anbetracht 
der dargestellten sicherheitspolitischen Lage und ihrer Entwicklungsmöglichkeiten nicht ge-
nügt. 
 
Die Erlangung einer nachhaltigen Verteidigungsfähigkeit der Schweiz ist eine Frage des 
politischen Willens. Somit sind für die Geschwindigkeit der Armeeentwicklung auf das er-
forderliche Fähigkeitsniveau in erster Linie Bundesrat und Parlament zuständig, welche in 
der Vergangenheit aber keine konsens- und zielführenden Lösungen hervorbrachten.  
 
Die SOG begrüsst ausdrücklich, dass in der Strategie die massiven Fähigkeits-, Ausrüs-
tungs- und Bevorratungslücken der Armee Erwähnung finden. Nur sollte auf diese Feststel-
lung und die vorgenommene sicherheitspolitische Lagebeurteilung eine Priorisierung der 
Armee als sicherheitspolitisches Instrument folgen, ein deutlich verkürzter Zeitplan, sowie 
klare zeitliche Zielgrössen und quantifizierte (messbare) Massnahmen. In Anbetracht der 
aktuellen Bedrohung und ihrer Entwicklung in den nächsten ca. 5 Jahren kann die weitere 
Armeeentwicklung nicht auf ein fernes Zielbild 2040 ausgerichtet werden. Dies führt an der 
Realität vorbei. Aufgrund der gravierenden Fähigkeitslücken muss die Operationalisierung 
der Ziele zur Erreichung der Verteidigungsfähigkeit auf die zeitnahen und wahrscheinlichen 
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Bedrohungsszenarien ausgerichtet werden (die Sicherheitspolitische Strategie nennt nur 
den Termin des Zielbildes 2040). Dies verbleibt somit eine bleibende Aufgabe der Tages-
politik und des interdepartementalen Steuerungsausschusses. Die SOG hält dies für wenig 
befriedigend. 
 
Aus Sicht der SOG fehlt auch eine Strategie wie man die Bevölkerung auf den Handlungs-
bedarf aufmerksam machen will. Sei das durch öffentliche Kampagnen, Massnahmen im 
Bereich der Bildung und des öffentlichen Diskurses. Gerade dieser Aspekt steht im direk-
ten Zusammenhang mit der Dissuasion sowie der Resilienz der Bevölkerung. 

Neutralität und Kooperation in Konkurrenz 

Die Strategie beschreibt zutreffend, dass die Neutralität ein sicherheits- und aussenpoliti-
sches Instrument ist und keine unveränderliche Doktrin. Die SOG begrüsst dabei insbeson-
dere 
 
• das Bekenntnis zur bewaffneten Neutralität;  
• die Anerkennung der Notwendigkeit internationaler Kooperationen im Verteidigungsfall;  
• die offene Benennung der negativen Auswirkungen der bisherigen rüstungspolitischen 

Entscheide (RUAG, Exportverbot).  

Die Strategie zeigt die negativen Auswirkungen der aktuellen Rüstungs- und Wiederaus-
fuhrpraxis auf die Verteidigungsfähigkeit aber auf, ohne daraus klare politische Konsequen-
zen abzuleiten. Die SOG fordert deshalb eine kohärente Neutralitätspolitik, welche: 
  
• die Verteidigungsfähigkeit positiv unterstützt; 
• die Schweizer Rüstungsindustrie und technologische Souveränität sichert;  
• die sicherheitspolitische Zusammenarbeit mit Partnerstaaten glaubwürdig ermöglicht. 

Neutralität darf nicht als Argument für sicherheitspolitische Untätigkeit dienen. Die Schweiz 
muss ihre Verpflichtungen als neutrales Land im internationalen Kontext erfüllen und dazu 
Massnahmen zur zeitnahen Erreichung der Verteidigungsfähigkeit ihrer Armee ergreifen. 
Dabei geht es darum, die Handlungsfähigkeit für Bund und Armee zu erhöhen. Hierzu sind 
Interoperabilität und Anschlussfähigkeit an unsere Partner über das ganze Bedrohungs-
spektrum zu erlangen und - auch hier wieder - die Regeln bei hybriden Bedrohungen, bei 
denen der Verteidigungsfall nur in einzelnen Operationssphären vorliegt (z.B. Cyber- und 
Elektromagnetischer Raum, Luftraum) zu definieren. Gegebenenfalls sind konkrete Partner 
zu nennen, beispielsweise Staaten, welche an unsere Landesgrenzen angrenzen. 

Das Milizsystem wird strategisch unterbewertet  

Aus Sicht der SOG ist es unzureichend, dass das Milizsystem und die Kaderfrage in der 
Strategie nur am Rand behandelt werden. Die Strategie misst dem Milizsystem und der 
personellen Dimension der Verteidigung unseres Erachtens nicht den notwendigen Stellen-
wert bei. Ohne ausreichend verfügbare, gut ausgebildete und motivierte Armeeangehörige 
ist jede materielle Aufrüstung wirkungslos und weder Abschreckung noch Verteidigung 
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möglich. So bleibt die Strategie insbesondere eine Antwort zur langfristigen personellen 
Durchhaltefähigkeit und das künftige Wehrpflichtmodell schuldig.  

Schlussfolgerung und Handlungsaufforderung 

Die Erarbeitung der Sicherheitspolitischen Strategie 2026 ist ein notwendiger und richtiger 
Schritt. Sie schafft Klarheit über Bedrohungen, Defizite und Rollen. Dafür gebührt dem 
Staatssekretariat für Sicherheitspolitik SEPOS und auch dem Bundesrat unsere Anerken-
nung und unser Dank. 
  
Aus Sicht der SOG ist aber entscheidend, dass die sicherheitspolitische Lage entschlos-
sene politische Entscheide erfordert und die Aus- und Aufrüstung der Armee keinerlei wei-
tere Verzögerungen erfährt. 
 
Dazu sind  
 
• die Verteidigungsfähigkeit der Armee im Rahmen der Sicherheitspolitik zu priorisieren;  
• die notwendigen finanziellen und personellen Mittel rasch bereitzustellen;  
• klare zeitliche Zielsetzungen festzulegen;  
• die Strategie konsequent umzusetzen resp. die identifizierten thematischen Lücken zu 

schliessen. 

Nur so kann die Schweiz aus Sicht der Schweizerischen Offiziersgesellschaft in der Ver-
antwortung gegenüber den künftigen Generationen ihre Freiheit, ihre Demokratie, ihre Un-
abhängigkeit und den Frieden stärken, wie es gemäss der Präambel der Schweizer Bun-
desverfassung der Wille unseres Volkes ist.  
 

Freundliche Grüsse 

Schweizerische Offiziersgesellschaft 

 
  
Oberst i Gst Michele Moor Oberst i Gst Valentin Gerig 
Präsident Vizepräsident 


